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eine Leute haben getan, was sie
konnten, aber noch mehr falsche
Wahlzettel, das wäre selbst in

Russland nicht gut gegangen. Und so
zeigt selbst das geschönteWahlergeb-
nis,wiesehrdieWählerderselbstherr-
lichenund inkompetenten Selbstdar-
stellerundStaatsrentiersüberdrüssig
sind. Sie haben Putin wie der Regie-
rungspartei Einiges Russland eine
schallendeOhrfeigeverpasst.

Zehn Jahre lang hat der Kreml die
russische Bevölkerung sediert, ent-
mündigt und ihr systematisch das
Selbstwertgefühl ausgetrieben. Doch
offenkundig ist der Plan der völligen
AtomisierungundEntsolidarisierung
der Gesellschaft nicht ganz aufgegan-
gen. Aber ein demokratischer Auf-
bruchist trotzdemnochlangenicht in
Sicht. Die Parteien, die anstelle der
Staatspartei den Zuschlag erhielten,
repräsentieren entweder das braun-
roteoderdas linkspopulistischeSpek-
trum. Mit ihnen lassen sich Moderni-

S
sierungundUmbauvonStaatundGe-
sellschaft nicht bewerkstelligen. We-
der haben sie das auf ihrer Agenda,
noch bringen sie die Kompetenz für
eineDemokratisierungmit.Dieeinzi-
ge demokratische Partei, Jabloko, er-
reichte landesweitnicht einmal4Pro-
zent.Daszeigt:AuchdieMassederUn-
zufriedenen ist nationalistisch, tradi-
tionalistisch oder gar klerikal einge-
stellt. Ihr Protest drückt eher eine ne-
gative Solidarität denn eine demokra-
tischeZukunftsvisionaus.

Trotz alledem: Ein bisschen Leben
kehrtindiePolitikzurück.DasRegime
steckt in einer tiefen Krise, und auch
der nationale Líder Putin ist ange-
schlagen.Offenbleibt,oberwegender
Schlappe nun punktuell Liberalisie-
rungen zulassen wird oder ob er auf
Rache sinnt, sprich: die Daumen-
schraubenweiter anzieht. Über ande-
re politischenKonzepte verfügt Putin
nicht.
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Putindürfte sich ärgern

inutenlang standen die Dele-
gierten, Sigmar Gabriel hatte
den Parteitag für sich gewon-

nen. Wer den SPD-Chef im Schatten
desMedienhypesumPeer Steinbrück
zukünftig als reinen Verwalter von
Parteiangelegenheitengesehenhatte,
den hat er eines Besseren belehrt. Es
sprach ein Vorsitzender, der seinen
Machtanspruch in der Partei klarge-
macht hat. Und dem die Partei dafür
mit einemgutenWahlergebnisdankt.

GabrielsMachtanspruch geht über
die Partei hinaus. Wie bei seinem
Amtsantritt vor zwei Jahren zielte sei-
neRedeaufdieMitte.Aberwährender
damals vor allemseine Parteimit die-
sem Begriff versöhnenwollte, ging es
jetztumdieWählerderaktuellenBun-
desregierung – das zeigte sein Be-
kenntnis zumLiberalismus.

WeilderVorsitzendeauchdenSPD-
Linken eine paarWünsche erfüllte, ist
Gabriels Programm nicht mehr als
links oder rechts lesbar.Das ist durch-
aus so gewollt. Denn zwei Jahre nach
der verheerenden Bundestagswahl-
NiederlagewollendieSozialdemokra-

M
ten wieder regieren. Da ist Opportu-
nismusdasGebotder Stunde.

Sollte der Machtwechsel tatsäch-
lich 2013 gelingen, könnte die SPDvor
einer tragischenSituation stehen:Die
Partei würde in einer heute schon ab-
sehbaren Wirtschaftskrise das Land
regieren. Trotz aller gegenteiligenBe-
kundungen: Die SPD, gerade unter ei-
nem Kanzler Steinbrück, würde wie-
der harte Einschnitte im Sozialbe-
reich verantwortenmüssen – und ge-
gen viele Vorhaben verstoßen, die auf
diesem Parteitag unter donnerndem
Applausverabschiedetwurden.

Ist dieseParteiwirklichaufdas ein-
gestellt, was in Kriseneuropa auf sie
zukommen kann? Nein. Auch wenn
Gabriel dasGegenteil vermittelnwill:
In sich stabilisiert hat sich die SPD bis
jetzt nur als Oppositionspartei. Die
Einschnitte, die im Fall der Regie-
rungsverantwortung unweigerlich
anstehen,würdedieParteibasisweni-
ge Jahre nach der Agenda 2010 nicht
verzeihen. Und das wird auch in zwei
Jahrennoch so sein.
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RegierenumjedenPreis

Unter einemKanzler Steinbrück hätte die SPDhar-
te Einschnitte im Sozialbereich zu verantworten

ashatunsgeradenochgefehlt:ei-
ne Zuspitzung des seit 20 Jahre
schwelendenNamensstreits zwi-

schen Griechenland und seinem
Nachbarstaat Mazedonien, der sich
auf Betreiben Athens – und Beschluss
der UN – auf internationaler Ebene
„Frühere jugoslawische RepublikMa-
zedonien“ (oderaufEnglischkurz„Fy-
rom“) nennen muss. Ob es dazu
kommt, liegt allein an der Reaktion
derbeteiligtenParteien.

Denn die gestrige Entscheidung
des Internationalen Gerichtshofs
(IGH) setzt dem absurden Treiben
zwarkeinEnde–könnteaberdiestrei-
tenden Länder zur Besinnung brin-
gen. Besonders Griechenland hat al-
len Grund, diese Chance zu ergreifen.
Man solltemeinen, dass ein Land, das
amökonomischenAbgrundsteht, an-
dere Sorgen hätte. Die erste Reaktion
des Athener Außenministeriums
klingtdennauchmoderat.

Fragtsichnur,ob inAthendieLogik
die Oberhand behält. Der Zweifel hat

D
einen Namen: Andonis Samaras. Der
Parteiführer der Nea Dimokratia, die
seit drei Wochen halbherzig an der
„Regierung der nationalen Rettung“
unter Lukas Papadimos beteiligt ist,
brachtevor20Jahreneinenvernünfti-
gen Namenskompromiss zu Fall. Da-
malshatSamarasmitseinempatrioti-
schen Furor sogar die ND-Regierung
Mitsotakis gesprengt. Dass er damit
seinemLandeinenBärendienstleiste-
te, ist denmeistenGriechenheute be-
wusst. Aber Samaras selbsthatnie ein
Wortder Selbstkritik geäußert.

Athen sollte auf dernächstenNato-
Ratstagung nicht ein zweites Mal ver-
suchen, den Beitritt des Nachbar-
staats zu verhindern, auch wenn der
Namensstreit bis dahin nicht beige-
legt wird. Denn das würde erneut ge-
gen das Interimsabkommen versto-
ßen, das Skopje und Athen 1994 ab-
schlossen. Jetzt kann Samaras zeigen,
ob er dazugelernt hat – oder einMann
vongesterngeblieben ist.
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EineChance fürGriechenland

ie Zeit löst Reflexe aus. Zu-
nächst den Reflex des Aus-
schüttelns. Es gibt Ausgaben,
da dauert es, bis der Käufer

den unter Kursen, Konferenzen, CD-,
Wein-, Buch-, Akademie-, Wellness-,
Video-, Kunst- und Reise-Zusatzan-
geboten begrabenen Journalismus
freigelegt hat; Handarbeit gegen das
mediale „Manufactum“.

Der zweite Reflex: Helmut Schmidt
ist Die Zeit. Das ist natürlich Unsinn.
Denn Bernd Ulrich, Jan Ross, Iris Ra-
disch,ThomasAssheuerundvielewei-
tereblendendeSchreiber sindDie Zeit.
Aber irgendwie verstellt ständig – zu
allen Themen! – dieser knurrendeMe-
dizinmann der deutschen Politik den
Blick auf das Blatt: mit seinen Leitarti-
keln, Büchern, Jahresrückblicken,
Schachspielen, Zigaretten-Interviews,
Auftritten auf hauseigenen Konferen-
zen.AusSichtdesZeit-Marketing: ganz
großes Kino.

Das „Zeit“-Politiker-Camp

Der dritte Reflex: Bauen die etwa auch
noch die Rekrutierung von Regie-
rungspersonal zu einem Zusatzge-
schäft aus? Helmut Schmidt schult
und segnet künftige Kanzlerkandida-
ten. InderVerlagswerbungheißtesda-
zu: „Der Altkanzler schickt seinen Er-
ben ins Rennen um die Macht.“ Peer
Steinbrück hat seine Kolumne, und
mit KTG – noch in Aufnahmeprüfung
fürs Zeit-Politikercamp – wird ein
Buch gemacht. Ein Chefredakteur, der
das alles repräsentieren und verkau-
fenmuss, hat zu tun. Da tritt der Jour-
nalismus – verständlich – in den Hin-
tergrund.

Deshalb: Wenn der Chefredakteur
dieser politisch bedeutendenundprä-
genden liberalenWochenzeitung zwar
regelmäßig als Talk- und Konferen-
zen-Moderator, aber nur gelegentlich
als Leitartikler und Interviewer in Sa-
chenPolitikpräsent ist,dannschaut je-
der genauer hin, was dieser Mann als
würdig wählt, von ihm persönlich
journalistisch behandelt zu werden.
Dasmuss ihmbesonderswichtig sein.

GdL macht ein Buch mit KTG. Der
ChefredakteurderZeitmachtmitdem
CSU-Politiker ein Buch.

Puristen sagen: Es istmitdemEthos
einesunabhängigen Journalismusun-
vereinbar, sich mit einem Objekt der
Berichterstattung so in Szene zu set-
zen. Dasmacht befangen. Wenn es der
Chefredakteur macht, nicht nur ihn,
sondern die Redaktion.

Aber da es heute keine Puristen
mehr gibt, sagt das keiner. Und der
Verlag lässt verlauten: Aber das ist
doch „ein Streitgespräch“! KTG wur-

D
den also ordentlich die Leviten gele-
sen.

Aber auch dieser Fluchtweg ist eine
Sackgasse. Denn es werden in dem
Buch nur Fragen gestellt, und die las-
sen sich meist auch noch nach dem
GdL’schen-Dreiklangordnen:Wie geht
es Ihnen? Was werden Sie machen?
Wollen Sie noch etwas sagen? Übri-
gens: Es waren diese Gefälligkeiten,
die den Größenwahn von KTG zum
Blühen brachten; aber auch das ist
kein Verdienst von GdL, bestenfalls
AufklärungwiderWillen. Das gemein-
same Werk ist also auch kein Streitge-
spräch, sondern tragender Pfeiler ei-
ner Marketingkampagne: Auftritt Ha-
lifax, Einstellung der Ermittlungen,
Buch.GdL legt seineFragenfürKTGals
Holzplanken über dessen morastigen
Weg zurück in die deutsche Politik; da-
mit er nicht nur auf Bild angewiesen
ist.

Gehandelt wird immer sofort

Warum entschied GdL, das zu tun?
Zwei nicht haltlose Spekulationen. Die
erste: GdL sucht seine Themen nicht
unter dem Aspekt der Relevanz, son-
dern dem der Verkaufbarkeit aus; sie-
he Anmerkungen oben.

Die zweite nicht haltlose Spekulati-
on: GdL positioniert sein Produkt in
derMittedesBürgertumsundwilldie-
sem Bürgertum seine Zeit auch bei all
seinenautoritärenWirrungen treuzur
Seite stellen; vermutlich decken sich
da Aspekte der Betriebswirtschaft
(Auflage, Gewinn) mit eigenen Über-
zeugungen. Wenn ihm schon der Vor-
abdruck von Thilo Sarrazin durch die
Lappen gegangen ist …

Wer mit KTG ein Buch macht, weiß
umdessen Politikverständnis: Zu Gut-
tenberg entlässt sofort Spitzenbeam-
te, erverteidigt sofortdenKundus-Ein-
satz, er verurteilt sofort den Kundus-
Einsatz, er entlässt sofort die Wehr-
pflicht-Armee, er stellt sofort eine Be-
rufsarmee ein. Jeweils ohne vieleWor-
te. KTG handelt wie ein Manager. Er
stellt die Unbeschwertheit des Mana-
ger-Adels gegen Regeln und Sitten der
Verhandlungsdemokratie. Er dient
gern Dritten als Anlass, die Demokra-
tiemit ihremschwerfälligenAlltagdes
Abwägens und Austarierens herabzu-
würdigenundnicht alswertvoll zu be-
greifen.

Feinstes Analysebesteck

GdL hat sich diesen Politikertyp be-
wusst herausgesucht. Anfang 2011 plä-
dierte er, KTG könne im Ministeramt
bleiben, denn es gehe nicht um das
Plagiat. Sondern: „Es geht um den
Mann, der eine Hoffnung für die poli-
tische Klasse ist.“ KTG geht es auch
nicht um das Plagiat, sondern umdie-
se bösen, bösen 80 Datenträger, auf
denen er seine Exzerpte verteilt habe
und dann durcheinanderkam. Und
GdL entdecktmit feinstemAnalysebe-
steck ausgerechnet dann „in einigen
Medienetwas Jakobinisches“,wenndie
zu Guttenberg’sche „Fehlleistung mit
seinem Adelstitel in Verbindung ge-
bracht wird“.

Für GdL zählt dieser KTG, der den
Einzug von Feudalismus – Variante
AC/DC – in die demokratische Politik
verkörpert, unverändert „zudengröß-
ten politischen Talenten“. Wenn GdL
sich in Leitartikeln äußert, dann dre-
hen sich seine Gedanken um: die
„furchterregende Entfremdung der
Bürger von der Politik“, die in ihrer
Existenz bedrohtenVolksparteien, das
Aufkommen von Klientelparteien.
Nur Politiker wie KTG seien in der La-
ge, diese Klüfte zwischen dem Volk
und den Parteien zu schließen. Und so
wirbt er Mitte 2010 in seinen Texten
für die Rückkehr von Roland Koch,
Friedhelm Merz und Wolfgang Cle-
ment in die Politik, wie er heute Peer
Steinbrück und KTG befördert. Was
eint diese Politiker? Sie alle hätten im-
mer wieder „Wahrheiten ausgespro-
chen, wo andere Wählertäuschung im
Sinne hatten“. Und: Die „ausgezehrten
Volksparteien“ hätten nichts Besseres
zu tun, ausgerechnet diese „ihre her-
ausragenden Vertreter kleinzuma-
chen“.

Da haben diese Ausgezehrten je-
doch ihreRechnungohnediesenChef-
redakteur und seine Zusatzgeschäfte
gemacht. WOLFGANG STORZ

Wenn das Marketing feiert
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Das gemeinsameWerk ist
der Pfeiler einer Marke-
tingkampagne: Auftritt
Halifax, Einstellung der
Ermittlungen, Buch
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Wolfgang Storz

■ war von 2002 bis 2006 Chefredakteur
der Frankfurter Rundschau. Er lehrt der-

zeit an den Unis in Kas-
sel und Frankfurt

und schrieb zuletzt
das Buch: „Alles
Merkel? Schwarze
Risiken. Bunte

Revolutionen“ (Pu-
blik Forum).
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